
1X0,— DM fesgesetzt worden. Gegen diesen Pfändungs- und
Überweisungsbeschluß hat der Schuldner Erinnerung einge­
legt mit dem Anträge, den pfändungsfreien Betrag von 110,— 
DM auf 180,— DM zu erhöhen. Er begründet diese Erinnerung 
mit seiner Tätigkeit als Sekretär der VdgB (BHG), indem er 
ausführt, daß sich infolge der wirtschaftlichen, kulturellen und 
gesellschaftlichen Betreuung der Gemeinden W., R. und M. seine 
Tätigkeit nicht nur auf den Achtstundentag beschränke, er 
vielmehr, insbesondere wegen der gesellschaftlichen Arbeit, 
häufig in den Abendstunden unterwegs sei. Er führt weiter 
aus, daß seine jetzige Tätigkeit nicht wesentlich von seiner 

. früheren im Kreisverband der VdgB abweiche, wo ihm 180,— 
DM als pfändungsfreier Betrag zur Verfügung standen.

Aus den G r ü n d e n :
Ohne auf das weitere Parteivorbringen einzugehen, 

kann sich das Gericht nicht ganz der Meinung der 
Gläubigerin hinsichtlich der Überschreitung des Acht­
stundentages anschließen. Ebenso kann sich das Gericht 
auch nicht der Meinung des Schuldners anschließen. 
Die gesellschaftspolitische Betätigung über den Acht­
stundentag hinaus, und zwar ehrenamtlich, dürfte 
heute für jeden fortschrittlichen Menschen eine Selbst­
verständlichkeit sein. Ebenso selbstverständlich ist es, 
daß eine derartige Betätigung nicht vergütet wird. Aus 
diesem Grunde hält das Gericht das Vorbringen des 
Schuldners, der sich offensichtlich hinter dieser gesell­
schaftlichen Betätigung verstecken möchte, um sich 
seiner Unterhaltspflicht teilweise zu entziehen, für 
nicht stichhaltig. Eine gesellschaftspolitische Betätigung 
darf auf keinen Fall dazu führen, daß der Famil.en- 
unterhalt gefährdet wird. Auch die Behauptung des 
Schuldners, daß seine jetzige Tätigkeit nicht wesent­
lich von der früheren abweicht, wodurch ihm erhöhte 
Mehrausgaben entstehen, kann nicht zur Änderung 
des Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses führen. 
Es ist ein wesentlicher Unterschied, ob der Schuldner 
einen großen Kreis oder aber nur zwei Landgemeinden 
zu betreuen hat. Seine angeblichen Mehrausgaben 
können also keinesfalls heute noch so hoch se.n wie 
vordem. Darüber hinaus ist gerichtsbekannt, daß den 
Mehrausgaben des Schuldners von seiten des Finanz­
amtes Rechnung getragen wurde. Dem Schuldner ist 
wegen dieser Ausgaben nämlich ein steuerfreier Betrag 
bewilligt worden, so daß seine Lohnsteuern bereits 
niedriger sind. Die Erhöhung des pfändungsfreien Be­
trages, wie beantragt, würde also eine doppelte Ver­
günstigung darstellen. Unter Würdigung dieser Um­
stände muß es dem Schuldner möglich sein, mit dem 
ihm belassenen Betrag auszukommen, da er nur für 
sich allein zu sorgen hat, während von dem gepfän­
deten Betrag der Unterhalt für die Gläubigerin und die 
zwei Kinder der Parteien zu bestreiten ist.

(Mitgeteilt von 
Rechtspfleger Hans-Dieter N i c o l a u s ,  Wernigerode) §

§ 5 LohnpfändVO; Art. 6 VO über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des bürgerlichen Streitverfahrens und 
der Zwangsvollstreckung (SchutzVO) vom 4. Dezember 
1943.

Eine Erhöhung der Freibeträge nach § 5 Lohnpfänd­
VO kann nach Art. 6 SchutzVO in Frage kommen.

BG Cottbus, Beschl. vom 13. Februar 1953 — T 8/53.
Der Gläubiger vollstreckt gegen den Schuldner aus einem 

Kostenfestsetzungsbeschluß des Amtsgerichts F. vom 29. Mai
1951 wegen eines Anspruchs von 906,— DM. Er hat einen Pfän­
dungs- und Uberweisungsbeschluß vom 6. Mai 1952 erwirkt, 
durch den wegen dieses Anspruchs die Lohnforderung des 
Schuldners gegen die Bauunion F. gepfändet und überwiesen 
worden ist. Der Schuldner hat gegen den Pfändungs- und 
Überweisungsbeschluß Erinnerung eingelegt mit der Begrün­
dung. daß ihm von seinem Einkommen von 250,— DM auf 
Grund der Pfändung und Überweisung für ihn, seine Frau 
und sein kleines Kind ein zu geringer Betrag belassen werde, 
von dem er nicht leben könne. Das Amtsgericht hat darauf 
die Zwangsvollstreckung auf den Pfändungs- und Uberwei­
sungsbeschluß auf 3 Monate eingestellt, Jedoch auf die Er­
innerung des Gläubigers durch Beschluß vom 24. November
1952 diese Einstellung wieder aufgehoben.

Hiergegen richtet sich die rechtzeitig eingelegte sofortige 
Beschwerde des Schuldners.

Aus den G r ü n d e n :
Die Beschwerde ist begründet. Nach der im Pfän­

dungs- und Überweisungsbeschluß berücksichtigten 
Lohnpfändungsverordnung verbleiben pfandfrei 130,— 
DM monatlich und 3/io des darüber hinausgehenden 
Mehrbetrages, ferner für jeden Unterhaltsberechtigten 
je ein weiteres Zehntel des Mehrbetrages, mindestens 
je 15,— DM monatlich. Dem Schuldner verbleiben 
hiernach bei einem Einkommen von 250,— DM fol­
gende pfandfreie Beträge:

a) 130,— DM
b) 3/io des Mehrbetrages 36,— DM
c) für 2 unterhaltsberechtigte Personen 30,— DM

196,— DM
Die Lohnpfändungsverordnung vom 30. Oktober 1940 

ist zu einer Zeit erlassen worden, in der die kapitali­
stische Ausbeutung in Deutschland herrschte und die 
Gesetze den Zweck hatten, die Interessen der herr­
schenden kapitalistischen Minderheit an dieser Aus­
beutung zu sichern. Hieraus erklärt es sich, daß selbst 
bei Forderungen nicht bevorrechtigter Gläubiger für 
die unterhaltsberechtigten Personen nur ein monat­
licher Mindestfreibetrag von 15,— DM vorgesehen ist. 
Es ist unmöglich, daß ein Unterhaltsberechtigter von 
diesem Betrag leben kann. Andererseits kann der 
Schuldner von dem ihm verbleibenden Freibetrag, 
wenn er seine Arbeitskraft erhalten will, keinen nen­
nenswerten Betrag über die 15,— DM hinaus für jeden 
Unterhaltsberechtigten aufwenden. Der Mindestbetrag 
von 15,— DM ist mit dem jetzt in der Deutschen De­
mokratischen Republik herrschenden Grundsatz der 
Sorge um den Menschen und der Abschaffung der 
Ausbeutung nicht vereinbar.

Nach Art. 6 SchutzVO kann das Vollstreckungs­
gericht Maßnahmen der Zwangsvollstreckung ein­
schränken, wenn dies im Interesse des Schuldners drin­
gend geboten ist und dem Gläubiger nach Lage der 
Sache zugemutet werden kann. Diese Voraussetzung 
ist gegeben, wenn die Durchführung der Zwangsvoll­
streckung zu einem Verstoß gegen den Grundsatz der 
Sorge um den Menschen und des Schutzes der Arbeits­
kraft verstoßen würde. Dem Gläubiger sind Beschrän­
kungen der Zwangsvollstreckung aus diesem Grunde 
zuzumuten, da im Endergebnis auch ihm nicht damit 
gedient ist, wenn die Arbeitskraft des Schuldners da­
durch vorzeitig vermindert wird, daß ihm kein Ar­
beitsertrag verbleibt, der zu seinem und seiner Fja- 
mllie Unterhalt ausreicht. Es besteht die Gefahr, daß 
der Schuldner den ihm persönlich verbleibenden Frei­
betrag mit zum Unterhalt der Familie verwendet und 
dadurch, daß ihm persönlich nicht genügend verbleibt, 
seine Gesundheit schwächt. Aus diesen Erwägungen 
heraus ist es erforderlich, den Mindestbetrag von 15,— 
DM auf 32,50 DM monatlich heraufzusetzen. Diese 
Summe ist das Mindeste, was bei gemeinsamem Wirt­
schaften erforderlich ist, um gesundheitliche Schädi­
gungen des Schuldners und seiner Familie zu verhin­
dern. Auch hierbei werden dem Schuldner noch immer 
Einschränkungen zugunsten des Gläubigers zugemutet.

§§ 93, 95 BGB; § 19c VO über Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Zwangsvollstreckung vom 26. Mai 1933.

Bel der Frage der Pfändbarkeit einer Wohnlaube 
muß auch den Interessen der Familie des Schuldners 
Rechnung getragen werden.

Stadtgericht Berlin, Beschl. vom 29. Januar 1953 — 
3 T 680/52.

Aus den G r ü n d e n :
Gemäß § 19c ZW vom 26. Mai 1933 (RGBl. I S. 302) 

sind Wohnlauben, die der Zwangsvollstreckung in das 
bewegliche Vermögen unterliegen, unpfändbar, wenn 
sie von dem Schuldner oder seiner Familie zur stän­
digen Unterkuft benutzt werden.

Der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Ver­
mögen unterliegen Grundstücke mit ihren wesentlichen 
Bestandteilen, da diese nach § 93 BGB nicht Gegen­
stand besonderer Rechte sein können. Die hier streitige 
Laube kann nicht als wesentlicher Bestandteil des 
Grundstücks angesehen werden. Sie ist in einer Kolo­
nie auf gepachtetem Gartenland errichtet worden. Nur 
solange das Pachtverhältnis dauert, kann sie von dem 
Schuldner zu Wohnzwecken benutzt werden. Ihr Zweck 
ist daher nur vorübergehender Natur, begrenzt durch 
die Dauer der Pacht. Gemäß § 95 BGB ist sie also 
als einfacher Bestandteil des Grundstücks anzusehen 
und unterliegt an sich infolgedessen der Zwangsvoll­
streckung in das bewegliche Vermögen. Die Wohn­
laube wäre aber gemäß § 19c ZW unpiändbar, wenn 
sie dem Schuldner oder seiner Familie als ständige 
Unterkunft diente. Die Prüfung hierüber ist jedoch 
unterblieben und muß nachgeholt werden. Jedenfalls 
sind die Belange der Familie unabhängig von denen 
des Schuldners selbständig zu berücksichtigen.

(Mitgeteilt von Oberrichter Jakob B l a s s e ,  Berlin)


